
Beschlussvorschlag: 
 
Der folgende Text wird unter §3 (6) (vgl. Anlage 1) eingeführt:  
 
„Es gilt für gemeinnützige Körperschaften als Bauantragssteller im Stadtgebiet, die nicht 
gewerbsmäßig tätig sind (d.h. abseits wirtschaftlicher Selbstzwecke), unter Fortgelten des §2b 
(4), folgende nach dem Ermessen der Verwaltung unabhängig voneinander anzuwendende 
Erleichterungen, welche auch aufeinander angewendet werden können: 
 
- Sofern ein nachweislich gemeinnütziger Träger keine dem Maße nach ausreichende Fläche 

zur Ausweisung von Stellplätzen darstellen kann, oder diese dem Sinn der 
Zweckverwirklichung grundsätzlich konträr wäre (z.B. Flächen um Baudenkmale und 
Kulturstätten), in Folge dessen eine Stellplatzablöse unabdingbar würde, wird diese auf 
50% des sonst anzuwendenden Ablösebetrags der nicht verwirklichbaren Stellplätze, 
reduziert.  

 
- Sonstige Versammlungsstätten unter 200 Personen, welche als Multifunktionsräume für 

Kultur- und Sozialeinrichtungen (i.d.S. auch Ateliers- und Studioräume), Bürgerhäuser, 
Soziokulturelle Zentren, Jugendclubs und Vereinsräume, die sich in Ihrer Nutzung als 
wechselseitig bespielte Räume darstellen, als dass eine allgemein gültige Aussage zum 
Mobilitätsverhalten der Besucherströme nicht erfolgen kann, und im Antragsgeschehen 
keine der Nutzungen eine abweichende Definition zugrunde gelegt wird, kann unter der 
Annahme geringem MIV-Aufkommen, die herzustellenden Stellplatzflächen um bis zu 50% 
der zu schaffenden Regelflächen reduziert werden.“ 


